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Wesentliche Themen:
• Positionspapiere
• Straßenbaumtest
• Straßenbaumliste
• Finanzielle und personelle Schwierigkeiten
• Pflanzschnitt
• Aktionsprogramm Natürlicher Klimaschutz
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Wesentliche Themen:
• Pflanzen von 

Großgehölzen
• Verfügbarkeit von Bäumen
• Gehölzkrankheiten in den 

Baumschulen
• Züchtung resistenter 

Sorten und Arten
• Einsatz von 

Pathogenhunden
• Winterdienst
• Städtische Baumschulen
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Wesentliche Themen:

• Baumtest und Straßenbaumliste, 
Ergebnisse 2016 – 2022

• Positionspapiere
 2. Rettungsweg
 Rigolen
 Solar – Baum

• GALK Internetauftritt AK Stadtbäume
• Handlungsempfehlung Myawakiwälder/Tinyforest
• Abfrage Ministerium für Digitales und Verkehr 

zu einer Baumliste 
• Unterpflanzung von Baumscheiben
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Straßenbaumliste/Straßenbaumtest 2

Der UAK Stadtbäume hat für 10 Baumarten/-Sorten eine Nachbonitur der 2016er Ergebnisse und für weitere 10 
Baumarten/-Sorten eine Gesamtbonitur über alle Teilnehmerstädte vorgenommen. Im GALK-Internetportal zu finden 
unter https://www.galk.de/arbeitskreise/stadtbaeume/themenuebersicht/strassenbaumtest-2/ergebnisse-2024 . 
Eine Printveröffentlichung der Ergebnisse wird vorbereitet.

https://www.galk.de/arbeitskreise/stadtbaeume/themenuebersicht/strassenbaumtest-2/ergebnisse-2024
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Ziel:

Das zu erarbeitende Regelwerk soll die Thematik fachübergreifend
aufgreifen, gemeinsame Standards definieren und offene Fragen klar
benennen.

Teilnehmende:

Dazu gehören u. a. Netzbetreiber, Garten- und Grünflächenämter, 
Stadt- und Verkehrsplanung, Wasserwirtschaft, Bauingenieurwesen, 
Landschaftsarchitektur, Ausführungsbetriebe des Garten- und 
Landschaftsbaus und der Baumpflege, Sachverständige sowie Tief-
und Straßenbauunternehmen. 

Der Arbeitskreis Stadtbäume hat ein Positionspapier zur 
Wassersensiblen Straßenraumgestaltung herausgebracht und eine 
entsprechende Themenseite im GALK-Portal platziert. 

https://www.galk.de/arbeitskreise/stadtbaeume/themenuebersic

ht/versickerungsanlagen-vs-baumstandorte .

Im April 2024 kam die Neuauflage als Flyers heraus, fachlich 
mitgetragen und unterstützt vom Bund deutscher Baumschulen 
(BdB) e.V.

Veröffentlichungen

https://www.galk.de/arbeitskreise/stadtbaeume/themenuebersicht/versickerungsanlagen-vs-baumstandorte
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Veröffentlichungen

7

Gemeinsame Positionierung mit 
dem 

Deutschen Feuerwehrverband 

und der 
Arbeitsgemeinschaft beruflicher 

Feuerwehren

Im Oktober 2023 brachte der AK-Stadtbäume ein Positionspapier zum Thema: „Auswirkungen der baulichen 

Nachverdichtung auf den Stadtbaumbestand im Zusammenhang mit der Sicherstellung des zweiten 

Rettungsweges“ heraus, begleitet von einer Themenseite im GALK-Portal: 
https://www.galk.de/arbeitskreise/stadtbaeume/themenuebersicht/zweiter-rettungsweg .

https://www.galk.de/arbeitskreise/stadtbaeume/themenuebersicht/zweiter-rettungsweg
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Nach § 33 der Musterbauordnung (MBO) muss jede Nutzungseinheit mit

mindestens einem Aufenthaltsraum (wie Wohnungen, Praxen, selbstständige

Betriebsstätten) in jedem Geschoss zwei voneinander unabhängige Rettungswege
aufweisen. Beide Rettungswege müssen aus dem jeweiligen Geschoss ins Freie führen.
Der zweite Rettungsweg kann eine weitere notwendige Treppe oder eine mit
Rettungsgeräten der Feuerwehr erreichbare Stelle der Nutzungseinheit sein. Diese

grundsätzlichen Anforderungen an die Rettungswegsystematik finden sich so oder so

ähnlich auch in den jeweiligen Landesgesetzgebungen wieder.

In den meisten Städten, die an der aktuellen Umfrage mitgewirkt haben,

werden Lösungen im Einzelfall und in Gesprächen mit der Bauverwaltung, den

Bauherren und insbesondere der Feuerwehr gesucht und auch i.d.R. gefunden.

Auch die eindeutige Kostenverteilung, Übernahme der Baumentfernung und

Ersatzpflanzung durch den Verursacher, ist oft der Grund für den Baumerhalt.

Einerseits ist die Sicherstellung des zweiten Rettungsweges aufgrund der 

bauordnungsrechtlichen Regelungen zwingend, andererseits sind in vielen 

Städten die Auflagen des Baumschutzes so gravierend, dass die 

Baumentfernung nur nach Durchspielen aller alternativen Möglichkeiten 
(alternative Fenster als zweiten Rettungsweg, Umplanungen von Grundrissen, 
bauliche Sicherstellung des Rettungsweges, vorsichtige Kronenschnitte), 
durchzusetzen ist. 
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• Zur Sicherstellung des zweiten Rettungsweges sollen die 
verfügbaren planerischen Möglichkeiten so ausgenutzt 
werden, dass eine Beeinträchtigung des öffentlichen 
Baumbestandes vermieden, bzw. minimiert wird. Auch 
sollten Möglichkeiten zur Weiterentwicklung des 
Baumbestandes in die Überlegungen einbezogen 
werden. 

• Konkrete und korrekte Eintragung des Baumbestandes 

mit der zu erwartenden Höhe und Ausdehnung in die 
Pläne des Bauantrages

• Frühzeitige Einbeziehung der Baumeigentümer ins 
Verfahren 

• Für private Bauvorhaben besteht grundsätzlich kein 

Anspruch, dass öffentliche Flächen und Einrichtungen 

aufgrund des Bauvorhabens angepasst werden.
• Die Erleichterungen der Fachempfehlung Flächen für die 

Feuerwehr der deutschen Feuerwehren sollten in den 
baurechtlichen Regelungen Berücksichtigung finden.

Angesichts der klimatischen Entwicklung in den Innenstädten ist es nicht zu vertreten,

den Baumbestand für die Sicherstellung von zweiten Rettungswegen zu reduzieren.

Ebenso wenig sind Auflagen zu einem präventiven regelmäßigen Rückschnitt der

Baumkronen oder Forderungen nach Verwendung schlanker/kleinkroniger Baumarten

zielführend. Dies ist bereits in der Bauleitplanung zu berücksichtigen und die Art der

Sicherstellung der Rettungswege ist dort zu beschreiben.

Es sollte daher Ziel sein, die planerischen Möglichkeiten bei Bauvorhaben so zu nutzen,

dass Eingriffe in den Baumbestand nicht erforderlich sind, und Möglichkeiten zur

Ausweitung des Baumbestandes für die Zukunft erhalten bleiben.

Die Klägerin hat keinen
Anspruch auf den
begehrten Rückschnitt,
weil sie zur Duldung des
Baumes und der von diesem
ausgehenden Einwirkungen
verpflichtet ist und sie die
Pflicht zur (Wieder-
)Herstellung des zweiten
Rettungsweges trifft.
Die Duldungspflicht der
Klägerin ergibt sich aus § 16
Abs. 3 Berliner Straßengesetz
(BlnStrG). Danach haben die
Eigentümer und Besitzer von
Grundstücken an öffentlichen
Straßen die

unvermeidlichen
Einwirkungen von
Pflanzungen im Bereich
des Straßenkörpers und
die Maßnahmen zu ihrer

Erhaltung und Ergänzung zu
dulden. Die Duldungspflicht
bewirkt eine Beschränkung
der Eigentümerbefugnisse des
Straßenanliegers.

Auszug aus:
VG Berlin, Urteil vom
06.12.2021 - 1 K 190/20
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https://openjur.de/be/vg_berlin.html
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Positionierung zur Thematik Baumschutz und Solar
und Beteiligung des Bundesverband der Solarwirtschaft e.V. 

Im Mai 2024 brachte der AK-Stadtbäume ein weiteres Positionspapier 
zum Thema „Baumschutz und Solaranlagen“ heraus, begleitet von einer 
Themenseite im GALK-Portal: 
https://www.galk.de/arbeitskreise/stadtbaeume/themenuebersicht/s

olaranlagen-und-baumschutz

https://www.galk.de/arbeitskreise/stadtbaeume/themenuebersicht/solaranlagen-und-baumschutz
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-EEG-Gesetz-

Seit dem 01.01.2023 gilt das Gesetz für den

Ausbau erneuerbarer Energien

(Erneuerbare-Energien-Gesetz - EEG 2023). In

§1 (1) des EEG 2023 ist formuliert:
„Ziel dieses Gesetzes ist insbesondere im Interesse des

Klima- und Umweltschutzes die Transformation zu einer

nachhaltigen und treibhausgasneutralen

Stromversorgung, die vollständig auf erneuerbaren

Energien beruht.“
Gemäß §1 (3) des EEG 2023 soll der für die Erreichung

des Ziels nach Absatz 2 (80 % des

Bruttostromverbrauchs aus erneuerbaren Energien)

erforderliche Ausbau der erneuerbaren Energien stetig,

kosteneffizient, umweltverträglich und netzverträglich

erfolgen.

Ferner liegen laut § 2 des EEG 2023 die Errichtung

und der Betrieb von Anlagen sowie der

dazugehörigen Nebenanlagen im

überragenden öffentlichen Interesse und

dienen der öffentlichen Sicherheit. Bis die

Stromerzeugung im Bundesgebiet nahezu

treibhausgasneutral ist, sollen die erneuerbaren Energien

als vorrangiger Belang in die jeweils durchzuführenden

Schutzgüterabwägungen eingebracht werden

-Baumschutz-

Zur Bewahrung der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des

Naturhaushalts, zur Verbesserung des Stadtklimas sowie zur

Erhaltung und Entwicklung von Biotopverbundfunktionen sind in

vielen Städten Bäume ab einer definierten Größe durch

Baumschutzsatzungen/-verordnungen unter Schutz

gestellt.
Bäume tragen außerdem zur Belebung, Gliederung,

Attraktivitätssteigerung und Pflege des Orts- und

Landschaftsbildes bei und sind, auch insbesondere wegen ihrer

Bedeutung für die Erholung und das Naturerleben, zu schützen.

Ferner sind die Ökosystemleistungen wie Luftfilterung, CO2-

Bindung, Sauerstoffproduktion, Kühlungseffekte sowie die

Funktion als Habitat und Nahrungsquelle von hoher Bedeutung.

Hinzu kommen die positiven Leistungen für die menschliche

Gesundheit und die ästhetische Wirkung.

Bäume sind im überragend öffentlichen

Interesse.
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Die Argumentation, dass auf Grund anderer Rechtsvorschriften, wie z.B. im Falle 

einer Genehmigung eines Bauvorhabens im Sinne von § 29 BauGB 
auf einem Grundstück im Innenbereich (§ 34 BauGB) oder im Geltungsbereich 

eines Bebauungsplans (§ 30 BauGB), ein Rechtsanspruch auf 
Genehmigung eines Bauvorhabens bestehe (Baurecht schlägt Baumrecht), greift 
nicht, da eine Solaranlage nicht zu dieser Fallgruppe gehört. Laut gängiger 

Rechtsprechung unterliegt das Anbringen von Solarpaneelen keiner 
eigenen Genehmigungspflicht.

Die Photovoltaik- bzw. Solaranlage wird sich im Einzelfall daher
möglicherweise gegenüber dem Belang des Baumschutzes insbesondere dann

durchsetzen, wenn der Baum am Standort weniger
schutzwürdig ist (kein längerfristiges Entwicklungspotential, Vorschäden,
geringe Ökosystemleistungen) und durch die betreffende Maßnahme am Baum
eine deutliche Verbesserung des Wirkungsgrads der Anlage eintritt.

Wie stark der § 2 EEG 2023 die Gewichtung der Prioritäten zugunsten der erneuerbaren Energien tatsächlich beeinflusst, wird nicht unwesentlich

von der zukünftigen Rechtsprechung abhängen. Die Entscheidung zu Gunsten des Baumschutzes dürfte aber auch zukünftig einer
gerichtlichen Überprüfung standhalten, wenn im konkreten Fall das Überwiegen des öffentlichen Belangs `Baumschutz´ gegenüber dem
überragenden öffentlichen Interesse am Ausbau der erneuerbaren Energien hinreichend begründet werden kann

Bäume stellen sogar selbst natürliche Lebensgrundlagen dar und tragen im Übrigen 
auch noch zum Erhalt anderer natürlicher Lebensgrundlagen bei. Gerade bei einem 
solchen umweltinternen Zielkonflikt ist darauf zu achten, dass insgesamt im 
Ergebnis ein hohes Schutzniveau für die Umwelt gewährleistet wird, es nicht zu 

einer Verlagerung nachteiliger Auswirkungen von einem 
Schutzgut auf ein anderes kommt und erst recht nicht dasselbe 
Schutzgut gleichzeitig an der einen Seite geschützt und an der 
anderen Seite ebenso stark beeinträchtigt wird. 
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Lösungsansätze:

 Verwendung von Solarmodulen 
mit Bypassdioden

 Optimierung von Solarmodulen
 Parallel- statt Reihenschaltung 

der Solarmodule
 Einsatz überbrückender 

Wechselrichter
 Standortwechsel der Solarmodule 

z. B. als Fassadenmodule oder 
mit Ständeraufbau

Fazit:

Die umfassenden Wohlfahrtswirkungen von Bäumen stehen dem notwendigen

Ausbau der erneuerbaren Energien im Allgemeinen sowie den überwiegenden

Einzelinteressen von Solaranlagenbetreibenden gegenüber.

Es gibt in Deutschland ausreichend geeignete Dächer für eine Solarnutzung, wie

z.B. auf Gewerbe- und Industriebauten, welche i.d.R. wenig bis gar nicht durch

Baumbewuchs verschattet werden.

Das bestehende Potenzial auszunutzen, ist sicher der sinnvollere Weg, als einen

gesunden Baumbestand zu schneiden oder sogar zu entfernen.

Eine weitere Möglichkeit besteht für Privatpersonen in Bürger/innensolaranlagen

zu investieren, wenn die Errichtung einer Solaranlage auf dem eigenen Dach z.B.

wegen eines Baumbestandes nicht wirtschaftlich betrieben werden kann.

Naturgemäß ist immer auch der Zustand des betroffenen Einzelbaumes oder

Baumbestandes in der Abwägung mit zu betrachten. Sollte der betreffende Baum

wenig oder keine Entwicklungsmöglichkeiten haben, kann im Einzelfall auch die

Fällung eine Option sein. Die Notwendigkeit von Ersatzpflanzungen bleibt davon

allerdings unberührt.

Vorab sind aber alle technischen Möglichkeiten zur Optimierung der

Solaranlage zu prüfen. Leistungseinbußen aufgrund meist nur zeitweise

vorhandener Verschattung müssen toleriert werden. Durch eine weitblickende und

vernünftige Anwendung der gesetzlichen Regelungen ist der Ausbau von

notwendigen erneuerbaren Energie-Anlagen ohne das Fällen gesunder Bäume zu

ermöglichen.

Das öffentliche Interesse an der Gesundheit der Bevölkerung und an einem

gesunden vitalen Baumbestand mit einer großen Anzahl an Altbäumen im

innerstädtischen Bereich ist so bedeutend, dass das öffentliche Interesse an der

Erhaltung der Ökosystemleistung eines Baumes im Konfliktfall mit der Errichtung

einer Solaranlage höher einzuschätzen ist.
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Der sinngemäß gestellte Antrag der Antragsteller, die 
Antragsgegnerin im Wege der einstweiligen Anordnung zu 
verpflichten, den Antragstellern zu genehmigen, den Nussbaum auf 

ihrem Grundstück mit der postalischen Anschrift 

……………………………….Köln, zu fällen, 

Die unter Verweis auf die Verschattung ihrer PV-Anlage geltend 

gemachten Einbußen bei der Einspeisevergütung und die Nachteile 
durch einen erhöhten Stromzukauf rechtfertigen die Vorwegnahme 

der Hauptsache nicht. Die Antragsteller beziffern den entstandenen 
bzw. entstehenden Schaden nicht genau. Sie verweisen auf das ein-
gereichte Verschattungsgutachten, nach welchem der Ertrag der 
Anlage durch die Verschattung um 49,1 % gemindert werde und die 
Anlage anstatt der möglichen 7163 kwh/Jahr – so die Prognose des 
Gutachtens – nur 3720 kwh/Jahr produziere. Selbst bei 
Zugrundelegung dieser von der Antragsgegnerin in Zweifel 
gezogenen Werte vermag das Gericht unter Berücksichtigung der 

aktuellen Einspeisevergütung und Strompreise jedenfalls einen 

existenziellen Schaden nicht zu erkennen. Hierbei ist auch zu 
berücksichtigen, dass die Antragsteller die PV-Anlage in Kenntnis 

der drohenden Verschattung errichtet haben. 
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VG Düsseldorf, Urteil vom 27.12.2023 - 9 K 7173/22

Mit Schreiben vom 00. August 2022 beantragte der Kläger bei der Beklagten einen 

erheblichen Rückschnitt oder eine andere geeignete Maßnahme bezüglich der 

beiden Platanen, um möglichst kurzfristig einen effizienten Betrieb der 
Solaranlage zu ermöglichen,

Die Klage wird abgewiesen.

Die Platanen würden durch die vom Kläger geforderten Einkürzungen massiv 
geschädigt bzw. in ihrem Aufwuchs beeinträchtigt. An den Schnittstellen käme 
es voraussichtlich zu erheblichen Bruchgefahren für neue Austriebe, die zu einer 
gesteigerten Verkehrsunsicherheit und einem erheblichen und wirtschaftlich 
unverhältnismäßigen Mehraufwand bei der Pflege führe

…………………………………………….., dass sich dieses Interesse 
ausschließlich verwirklichen lässt, wenn solche Anlagen auch auf dem 
Grundstück des Klägers errichtet und betrieben werden. Dies läge erst 
dann nahe, wenn es etwa eine Verpflichtung zur Errichtung und zum Betrieb solcher 
Solaranlagen auf den Dächern aller bestehenden und neu zu errichtenden Gebäude 
gäbe.

……………………………………. Schattenwurf von Bäumen, wie ihn der Kläger 
im Hinblick auf die auf seinem Dach betriebenen bzw. geplanten Solaranlagen geltend 

macht, gehört zu den Belastungen, die von Bäumen typischerweise 
ausgehen und daher im Geltungsbereich einer Baumschutzsatzung grundsätzlich 
hinzunehmen sind.

Ein weiteres Urteil des VG Düsseldorf mit
ähnlich lautenden Ablehnungsgründen

https://openjur.de/nw/vg_dusseldorf.html
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Überarbeitung der Schadstufentabelle



27.06.2024 GALK E.V. SITZUNG BONN JUNI  2024 – DIETER FUCHS- 17

Mit dem SVK wurde von einem Kollegen aus dem AK neu erarbeitet: 
„Aktuelle Richtwerte für Straßen- und Parkbäume -Gehölwertermittlung“

Zu beziehen beim SVK. Zweite Auflage März 2024. 

Auch hierzu gibt es eine GALK-Themenseite: 
https://www.galk.de/arbeitskreise/stadtbaeume/themenuebersicht/gehoelzwertermittlung-methode-koch .

https://www.galk.de/arbeitskreise/stadtbaeume/themenuebersicht/gehoelzwertermittlung-methode-koch
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Aktive Teilnahme als Referenten an verschiedenen Veranstaltungen, 

diverse Interviewanfragen

Insel Mainau Baumforum

Baumsymposium 2023
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Bericht AK Stadtbäume

Vielen Dank für die Aufmerksamkeit!


